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7 3 6 . Verordnung: Form und Inhalt der Anzeige bei erstmaliger Vergabe von Heimarbeit sowie der Liste
der mit Heimarbeit Beschäftigten

737 . Verordnung: Änderung der Heimarbeitskommissions-Rahmengeschäftsordnung

736. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales betreffend Form und Inhalt
der Anzeige bei erstmaliger Vergabe von
Heimarbeit sowie der Liste der mit Heimarbeit

Beschäftigten

Auf Grund der §§ 6 und 7 Abs. 1 des Heimar-
beitsgesetzes 1960, BGBl. Nr. 105/1961, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 836/1992, wird verordnet:

§ 1. Die von Auftraggebern (Zwischenmeistern,
Mittelspersonen) über die erstmalige Vergabe von
Heimarbeit zu erstattende Anzeige (§ 5 des
Heimarbeitsgesetzes 1960) ist unter Verwendung
eines Vordruckes nach dem Muster der Anlage 1
vorzunehmen.

§ 2. (1) Die Liste, in der die Auftraggeber
(Zwischenmeister, Mittelspersonen) die von ihnen
unmittelbar beschäftigten Heimarbeiter, Zwischen-
meister und Mittelspersonen zu verzeichnen haben
(§ 7 Abs. 1 des Heimarbeitsgesetzes 1960), ist unter
Verwendung eines Vordruckes nach dem Muster
der Anlage 2 in zweifacher Ausfertigung zu führen.
Die Seiten sind fortlaufend zu numerieren.

(2) Die Erstausfertigung der Liste ist bis
15. Jänner eines jeden Jahres dem Arbeitsinspekto-
rat, in dessen Aufsichtsbezirk der zur Listenführung
Verpflichtete seinen Standort hat, vorzulegen.
Außerhalb dieses Termins sind Abschriften der Liste
dem Arbeitsinspektorat auf besonderes Verlangen
vorzulegen. Die Zweitausfertigung der Liste ist
durch jeweils drei Jahre, gerechnet vom Zeitpunkt
der Vorlage an das Arbeitsinspektorat, aufzubewah-
ren.

(3) Alljährlich ist an dem Tag mit der Führung
einer neuen Liste zu beginnen, an dem gemäß Abs. 2
die Erstausfertigung der Liste dem Arbeitsinspekto-
rat vorgelegt wird. In die neue Liste sind aus der
vorhergehenden Liste diejenigen Personen zu
übertragen, die im Zeitpunkt der Neuerstellung der
Liste nicht aus dem Beschäftigungsverhältnis
ausgeschieden sind.

§ i. (1) Auftraggeber (Zwischenmeister, Mittels-
personen), die die Lohnverrechnung mittels auto-
mationsunterstützter Datenverarbeitung durchfüh-
ren, können die Liste gemäß § 7 Abs. 1 des
Heimarbeitsgesetzes 1960 im gleichen Verfahren
führen.

(2) Folgende Angaben über den Auftraggeber
(Zwischenmeister, Mittelsperson) müssen enthalten
sein:

1. Name,
2. Art des Betriebes,
3. Anschrift und Telefonnummer,
4. Innung, Fachgruppe oder Gremium, der/dem

der Auftraggeber (Zwischenmeister, Mittels-
person) angehört und

5. Angabe des Auftraggebers, für den der
Zwischenmeister oder die Mittelsperson arbei-
tet.

(3) Folgende Angaben über den Beschäftigten
müssen enthalten sein:

1. Vor- und Familienname,
2. genaue Anschrift, bei Zwischenmeistern die

Werkstättenanschrift,
3. Beschäftigung als Heimarbeiter oder Zwi-

schenmeister oder Mittelsperson,
4. genaue Art der Beschäftigung: Art des

Arbeitsstückes und Art der Bearbeitung,
Verarbeitung, Herstellung oder Verpackung
und

5. Datum des Beginns des Beschäftigungsverhält-
nisses und des Ausscheidens aus dem Beschäf-
tigungsverhältnis.

(4) Die Ausfertigung oder die Abschriften, die
gemäß § 7 Abs. 2 des Heimarbeitsgesetzes 1960 dem
Arbeitsinspektorat vorzulegen sind, sind in Form
eines Ausdruckes zu erstellen. Auf dem Ausdruck
haben unter fortlaufenden Nummern alle mit
Heimarbeit Beschäftigten aufzuscheinen mit Aus-
nahme jener, die zum Zeitpunkt der letzten
alljährlichen Vorlage der Liste an das Arbeitsinspek-
torat aus dem Beschäftigungsverhältnis ausgeschie-
den waren.
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(5) Die Liste ist mit Angabe des umfaßten
Zeitraumes auszudrucken und mit Ort und Datum
sowie Unterschrift und Stampiglie des Auftragge-
bers (Zwischenmeister, Mittelsperson) zu versehen
und dem Arbeitsinspektorat vorzulegen. Eine
Ablichtung dieses Ausdruckes ist drei Jahre,
gerechnet vom Zeitpunkt der Vorlage an das
Arbeitsinspektorat, aufzubewahren.

§ 4. (1) Auftraggeber (Zwischenmeister, Mittels-
personen), die die Lohnverrechnung mittels auto-
mationsunterstützter Datenverarbeitung durchfüh-
ren, können auch die Anzeige über die erstmalige
Vergabe von Heimarbeit (§ 1) in diesem Verfahren
erstellen und in Form eines Ausdruckes übermitteln.

(2) Der Ausdruck hat folgende Angaben zu
enthalten:

1. Datum der erstmaligen Vergabe von Heimar-
beit,

2. Art der Heimarbeit und
3. Angaben gemäß § 3 Abs. 2 und 3 Z 1 bis 4.

(3) Alle mit Heimarbeit Beschäftigten haben
unter fortlaufender Numerierung aufzuscheinen.

§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. November
1993 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Oktober 1993 tritt die
Verordnung betreffend Form und Inhalt der
Anzeige bei erstmaliger Vergabe von Heimarbeit,
der Listen der mit Heimarbeit Beschäftigten sowie
der Ausgabe- und Abrechnungsnachweise, BGBl.
Nr. 565/1975, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 522/1984, außer Kraft.

Hesoun



272. Stück — Ausgegeben am 29. Oktober 1993 — Nr. 736 6227

Anlage 1
Seite 1

Anzeige bei erstmaliger Vergabe von Heimarbeit



6228 272. Stück — Ausgegeben am 29. Oktober 1993 — Nr. 736

Anlage 1
Seite 2



272. Stück — Ausgegeben am 29. Oktober 1993 — Nr. 736 6229

Anlage 2
Seite 1

Liste der Heimarbeiter, Zwischenmeister und Mittelspersonen
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737. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der die Heimarbeits-
kommissions-Rahmengeschäftsordnung geän-

dert wird

Auf Grund des § 41 des Heimarbeitsgesetzes
1960, BGBl. Nr. 105/1961, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 836/1992, wird ver-
ordnet:

Die Heimarbeitskommissions-Rahmengeschäfts-
ordnung, BGBl. Nr. 223/1954, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 461/1987 und die
Kundmachung BGBl. Nr. 125/1988, wird wie folgt
geändert:

1. In § 5 wird der Ausdruck „Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950" durch den
Ausdruck „Allgemeinen Verwaltungsverfahrensge-
setzes 1991, BGBl. Nr. 51" ersetzt.

2. § 6 lautet:

„Senate

§ 6. (1) Die Heimarbeitskommission faßt ihre
Beschlüsse in Senaten, die, je nachdem, ob es sich
um Ansprüche der Heimarbeiter, Zwischenmeister
oder Mittelspersonen handelt, unterschiedlich zu-
sammengesetzt sind.

(2) Den Vorsitz im Senat führt der Vorsitzende
(Stellvertreter) der Heimarbeitskommission. Er hat
nach Möglichkeit unter Bedachtnahme auf den
Erzeugungszweig oder die Erzeugungszweige, für
den oder die eine Regelung getroffen werden soll,
folgende Mitglieder in den Senat zu berufen:

1. wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die
Ansprüche der Heimarbeiter betreffen, minde-
stens je zwei Mitglieder mit Stimmrecht aus
der Gruppe der Auftraggeber und aus der
Gruppe der Heimarbeiter sowie als Mitglieder
mit beratender Stimme je ein Mitglied aus der
Gruppe der Zwischenmeister und aus der
Gruppe der Mittelspersonen und mindestens
ein Mitglied aus der Gruppe der Fachleute;

2. wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die
Ansprüche der Zwischenmeister betreffen,
mindestens je zwei Mitglieder mit Stimmrecht
aus der Gruppe der Auftraggeber und aus der
Gruppe der Zwischenmeister sowie minde-
stens ein Mitglied mit beratender Stimme aus
der Gruppe der Heimarbeiter und aus der
Gruppe der Fachleute;

3. wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die
Ansprüche der Mittelspersonen betreffen,
treten anstelle der Mitglieder aus der Gruppe
der Zwischenmeister solche aus der Gruppe
der Mittelspersonen.

(3) Zur Beschlußfassung über allgemeine Angele-
genheiten der Heimarbeitskommission ist ein Senat
nach den Bestimmungen des Abs. 2 Z 1, jedoch mit
der doppelten Anzahl der Mitglieder zu bilden. Soll
ein Beschluß über die Zusammensetzung des
Entgeltberechnungsausschusses gefaßt werden, so
kann der Senat aus seiner Mitte einen Unteraus-
schuß wählen und mit der Aufgabe betrauen, im
Bedarfsfall weitere Mitglieder des Entgeltberech-
nungsäusschusses zu bestellen. Dieser Unteraus-
schuß hat aus dem Vorsitzenden (Stellvertreter) und
je einem Mitglied aus der Gruppe der Auftraggeber
und der Heimarbeiter zu bestehen; je ein Mitglied
aus der Gruppe der Zwischenmeister und der
Mittelspersonen mit beratender Stimme ist beizuzie-
hen.

(4) Der Vorsitzende kann, wenn er es für
erforderlich hält, den Verhandlungen der Senate
außer den Fachleuten mit beratender Stimme auch
sonstige Sachverständige und Auskunftspersonen
beiziehen. Wird dies von einer stimmberechtigten
Gruppe in der Heimarbeitskommission verlangt, so
ist er dazu verpflichtet. Den Sachverständigen und
Auskunftspersonen kommt ein Stimmrecht nicht
zu."

3. In § 13 Abs. 1 wird der Klammerausdruck
„(Rückschein, § 25 des Allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes 1950)" durch den Klammeraus-
druck „(Rückschein, § 22 des Zustellgesetzes, BGBl.
Nr. 200/1982)" ersetzt.

4. In § 13 Abs. 4 wird der Ausdruck „§ 17 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950"
durch den Ausdruck „§ 17 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl.
Nr. 51", ersetzt.

5. In § 18 Abs. 1 wird der Klammerausdruck
„(§ 27 a des Heimarbeitsgesetzes)" durch den
Klammerausdruck „(§ 27 des Heimarbeitsgesetzes
1960)" ersetzt.

6. In § 38 Abs. 3 wird der Ausdruck „Kanzleiord-
nung für die Bundesministerien (Ministerratsbe-
schluß vom 10. Dezember 1974)" durch den
Ausdruck „Kanzleiordnung für die Bundesministe-
rien 1992" ersetzt.

7. Dem § 40 wird folgender § 41 angefügt:

,,§ 5, § 6, § 13 Abs. 1 und 4, § 18 Abs. 1 und § 38
Abs. 3 in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 737/1993 treten mit 1. November 1993 in
Kraft."

Hesoun
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